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Vorlagenummer: FB 60/0160/WP18-1 
Öffentlichkeitsstatus:  öffentlich 
Datum: 12.06.2025 

Neufassung der Stellplatzsatzung der Stadt Aachen 

Vorlageart: Entscheidungsvorlage 
Federführende Dienststelle: FB 60 - Vertrags-, Vergabe- und Fördermittelmanagement  
Beteiligte Dienststellen:  
Verfasst von: DEZ III, FB 60/100 

Beratungsfolge: 
Datum Gremium Zuständigkeit 

18.06.2025 Rat der Stadt Aachen Entscheidung 

Beschlussvorschlag: 
Auf Vorschlag der Verwaltung und Empfehlung des Planungsausschusses beschließt der Rat der Stadt Aachen 
die in der Anlage beigefügte Neufassung der Stellplatzsatzung der Stadt Aachen.  
  
Die Ratsanträge Nr. 052/18 und Nr.133/18 gelten damit als erledigt. 
 
  

1 von 12 in Zusammenstellung



    

Vorlage FB 60/0160/WP18-1 der Stadt Aachen Fassung vom 13.06.2025 Seite: 2/4 
 

Finanzielle Auswirkungen: 
  

  JA NEIN   
    x    

  
  

  
Investive 

Auswirkungen 
Ansatz 
20xx 

Fortgeschriebener 
Ansatz 20xx 

Ansatz 
20xx ff. 

Fortgeschriebener 
Ansatz 20xx ff. 

Gesamt-
bedarf (alt) 

Gesamt-
bedarf (neu) 

Einzahlungen 0 0 0 0 0 0 

Auszahlungen 0 0 0 0 0 0 

Ergebnis 0 0 0 0 0 0 

+ Verbesserung / 
- Verschlechterung 0 0 

  Deckung ist gegeben/ keine 
ausreichende Deckung vorhanden 

Deckung ist gegeben/ keine 
ausreichende Deckung vorhanden 

  

  
konsumtive 

Auswirkungen 
Ansatz 
20xx 

Fortgeschriebener 
Ansatz 20xx 

Ansatz 
20xx ff. 

Fortgeschriebener 
Ansatz 20xx ff. 

Folge-kosten 
(alt) 

Folge-kosten 
(neu) 

Ertrag 0 0 0 0 0 0 
Personal-/ 

Sachaufwand 0 0 0 0 0 0 

Abschreibungen 0 0 0 0 0 0 

Ergebnis 0 0 0 0 0 0 

+ Verbesserung / 
- Verschlechterung 0 0 

  

  Deckung ist gegeben/ keine 
ausreichende Deckung vorhanden 

Deckung ist gegeben/ keine 
ausreichende Deckung vorhanden 

  

  
  
Weitere Erläuterungen (bei Bedarf): 
Keine 
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Klimarelevanz: 
Bedeutung der Maßnahme für den Klimaschutz/Bedeutung der Maßnahme für die  
Klimafolgenanpassung (in den freien Feldern ankreuzen) 
Zur Relevanz der Maßnahme für den Klimaschutz 
Die Maßnahme hat folgende Relevanz: 
keine positiv negativ nicht eindeutig 
       x 
  
Der Effekt auf die CO2-Emissionen ist: 
gering mittel groß nicht ermittelbar 
       x 
  
Zur Relevanz der Maßnahme für die Klimafolgenanpassung 
Die Maßnahme hat folgende Relevanz: 
keine positiv negativ nicht eindeutig 
       x 
  
Größenordnung der Effekte 
Wenn quantitative Auswirkungen ermittelbar sind, sind die Felder entsprechend anzukreuzen. 
  
Die CO2-Einsparung durch die Maßnahme ist (bei positiven Maßnahmen): 

gering     unter 80 t / Jahr (0,1% des jährl. Einsparziels) 
mittel     80 t bis ca. 770 t / Jahr (0,1% bis 1% des jährl. Einsparziels) 
groß     mehr als 770 t / Jahr  (über 1% des jährl. Einsparziels) 

  
Die Erhöhung der CO2-Emissionen durch die Maßnahme ist (bei negativen Maßnahmen): 

gering     unter 80 t / Jahr (0,1% des jährl. Einsparziels) 

mittel     80 bis ca. 770 t / Jahr (0,1% bis 1% des jährl. Einsparziels) 

groß     mehr als 770 t / Jahr (über 1% des jährl. Einsparziels) 
  
Eine Kompensation der zusätzlich entstehenden CO2-Emissionen erfolgt: 
      vollständig 

      überwiegend (50% - 99%) 

      teilweise (1% - 49 %) 
      nicht 

   x   nicht bekannt 
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Erläuterungen: 
Diese Ergänzungsvorlage enthält zwei Änderungen zur vorgelegten Neufassung der Stellplatzsatzung, die im 
Zuge der Beratung des Planungsausschusses angeregt wurden. Diese lauten wie folgt: 

  
- In Anlage 1 Punkt 10.2 erfolgte eine Redaktionelle Änderung: die Zahlenschreibweise wurde von ,,1,7500 m²'' in 
,,1.750 m²'' angepasst 
  
- In Anlage 4 Maßnahme 6 erfolgte eine Inhaltliche Änderung auf Anregung der Politik: die Nutzungskategorie 
Nummer 8 wurde aus der Liste der von der Regelung ausgenommenen Nutzungen gestrichen 
  
Die geänderten Anlagen 1 und 4 sind dieser Vorlage beigefügt. Die Änderungen betreffen lediglich einzelne 
Textstellen und haben keine Auswirkungen auf die grundsätzliche Zielrichtung oder Systematik der Satzung. 
  
  
 
Anlage/n: 
1 - Anlage 4 -Auswahl vordefinierter Maßnahmen (öffentlich) 

 
2 - 2025-03-06_Anlage Anzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze (öffentlich) 

 
 
 
[Dokumentende] 
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Anlage 4 – Auswahl vordefinierter Maßnahmen 

Durch eine Auswahl vordefinierter Maßnahmen aus der folgenden Tabelle kann in den Zonen I, II und III die Pflicht zur 

Herstellung von notwendigen Stellplätzen bis zu 20 % und die Pflicht zur Herstellung der notwendigen 

Fahrradabstellplätze bis zu 10 % ausgesetzt werden. Eine vordefinierte Maßnahme kann dabei entweder auf 

Stellplätze oder auf Fahrradabstellplätze angerechnet werden. 

Nr Maßnahme Bei Stellplätzen Bei Fahrrad-
abstellplätzen 

1a Überdachung von notwendigen 
Fahrradabstellplätzen  

Bis zu 5 %  
 
 
nicht möglich 

1b Abschließbare und nicht öffentlich 
zugängliche Fahrradabstellplätze   

Bis zu 5 % 

1c Fahrradreparaturstation 2 % 

2 Carsharingstation Bis zu 20 % bei max. 100 m fußl. 
Entfernung;  
Bis zu 10 % bei max. 300 m fußl. 
Entfernung  

nicht möglich 

3 Pedelecverleihstation Bis zu 7,5 % Bis zu 10 % 

4 Lastenpedelecverleihstation Bis zu 7,5 % Bis zu 10 % 

5 ÖPNV-Vergünstigung in 
Kombination mit einer 
Parkraumbewirtschaftung 

20 % nicht möglich 

6 Regional geltendes 
solidarfinanziertes ÖPNV-Vollticket 

20 % nicht möglich 

 

Tabelle: Umfang, in dem die Herstellungspflicht ausgesetzt werden kann 

  

Damit die Maßnahmen wirken können, müssen sie von den Nutzenden gekannt werden. Darum muss der 

Antragstellende alle Maßnahmen so kommunizieren, dass das jeweilige Angebot bei den potentiell Nutzenden bekannt 

ist. Diese Information ist zum einen dauerhaft sichtbar vorzuhalten. Zum anderen ist sicherzustellen, dass allen 

Personen, die zu neuen festen Nutzer*innen des Gebäudes werden, die Informationen zu allen Angeboten 

frühestmöglich bereitgestellt bekommen.  

Im Folgenden sind die vordefinierten Maßnahmen und ihre Minderungswirkung beschrieben: 

 

Maßnahme 1a – Überdachung von notwendigen Fahrradabstellplätzen  

Bei einer dauerhaften Überdachung bzw. einem Wetterschutz für alle notwendigen Fahrradabstellplätze kann die 

Herstellungspflicht für bis zu 5 % der Anzahl der notwendigen Stellplätze ausgesetzt werden. Eine Überdachung nur 

eines Teils der notwendigen Fahrradabstellplätze wird anteilig berücksichtigt.  

 
Maßnahme 1b – Abschließbare und nicht öffentlich zugängliche Fahrradabstellplätze 
Werden notwendige Fahrradabstellplätze als dauerhaft abschließbare und nicht öffentlich zugängliche 

Fahrradabstellplätze  hergestellt, kann die Herstellungspflicht für einen Anteil der notwendigen Stellplätze ausgesetzt 

werden. Auf diese Weise können maximal 5% der Herstellungspflicht für notwendige Stellplätze ausgesetzt werden. 

Wird nur ein Teil der notwendigen Fahrradabstellplätze als dauerhaft abschließbare und nicht öffentlich zugängliche 

Fahrradabstellplätze  hergestellt, wird dies anteilig berücksichtigt.   

Hierbei ist erforderlich, dass die für Besucher*innen und Kunden*innen vorgesehene Fahrradabstellplätze zugänglich 

bleiben. 

 

Maßnahme 1c – Fahrradreparaturstation  
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Bei einer dauerhaft sichergestellten Vorhaltung einer Fahrradreparaturstation kann die Pflicht zur Herstellung von 2 % 

der notwendigen Stellplätze ausgesetzt werden. 

 

Folgende Mindest-Eigenschaften muss eine Fahrradreparaturstation aufweisen: 

a) Aufstellung in geschlossenen Räumen oder bei Aufstellung im Freien aus witterungsbeständigen, 
dauerhaften Materialien  

b) Radhalterung 
c) Standpumpe inkl. Manometer bis 10 Bar /160 PSI und passend für alle Fahrradventile 
d) Werkzeugausstattung: 

1. Maulschlüssel [6,8,15,32 mm] bzw. verstellbarer Maulschlüssel 
2. Schraubenzieher [Kreuzschlitz, Flachkopf] 
3. Imbusschlüssel [1.5, 2, 2.5 ,3, 4, 5, 6, 8, 10] 
4. Torxschlüssel [T10, T25, T30] 
5. verstellbaren Schraubenschlüssel 
6. 2 Reifenheber 

 
Maßnahme 2 – Carsharingstation 

Die Pflicht zur Herstellung von bis zu 20% der notwendigen Stellplätze für die Nutzungsart Wohnen kann durch ein 

Carsharingangebot auf dem Baugrundstück oder auf einem geeigneten Grundstück in zumutbarer Entfernung 

ausgesetzt werden.  

Es ist mit Einreichen des Bauantrages eine Vereinbarung vorzulegen. In dieser Vereinbarung müssen der Aufbau, die 

Finanzierung und die Sicherstellung einer öffentlich zugänglichen Carsharingstation durch eine qualifizierte 

Carsharingorganisation (nach § 2 des Carsharinggesetz - CsG) über mindestens 10 Jahre geregelt sein. Die Station 

muss spätestens bei Innutzungnahme des Gebäudes in Betrieb genommen worden sein. 

Je Carsharingfahrzeug können maximal 5 Stellplätze entsprechend der nachfolgenden Regelungen ausgesetzt 

werden. 

Bei einer Carsharingstation, die in maximal 100 m fußläufiger Entfernung zu einem Gebäudeeingang liegt und auf 

ganzem Weg beleuchtet ist, können bis zu 20% der Herstellungspflicht für notwendige Stellplätze ausgesetzt werden. 

Sofern 20% der notwendigen Stellplätze weniger als fünf Stellplätze entsprechen, wird die Herstellungspflicht nur für 

die geringere Anzahl an Stellplätzen ausgesetzt.  

Bei einer Carsharingstation, die 100 m bis maximal 300 m fußläufiger Entfernung zu einem Gebäudeeingang liegt und 

auf ganzem Weg beleuchtet ist, können bis zu 10% der Herstellungspflicht für notwendige Stellplätze ausgesetzt 

werden. Sofern 10% der notwendigen Stellplätze weniger als fünf Stellplätze entsprechen, wird die Herstellungspflicht 

nur für die geringere Anzahl an Stellplätzen ausgesetzt. 

Die Aussetzung der Pflicht zur Herstellung von notwendigen Stellplätzen kann für andere Nutzungsarten nur über ein 

qualifiziertes Mobilitätskonzept ermöglicht werden (s. Anlage 5).  

 

Maßnahme 3 – Pedelecverleihstation 

Die Pflicht zur Herstellung von bis zu 7,5 % der notwendigen Stellplätze oder von bis 10 % der notwendigen 

Fahrradabstellplätze kann durch ein Pedelecverleihangebot auf dem Baugrundstück oder auf einem geeigneten 

Grundstück in zumutbarer Entfernung ausgesetzt werden.  

Es ist mit Einreichen des Bauantrages eine Vereinbarung mit einem Pedelecverleihanbieter vorzulegen. In dieser 

Vereinbarung müssen der Aufbau, die Finanzierung und die Sicherstellung einer in ein städtisches 

Pedelecverleihsystem integrierten Station über mindestens 10 Jahre geregelt sein. Die Station muss spätestens bei 

Innutzungnahme des Gebäudes in Betrieb genommen worden sein und muss auf dem Grundstück oder in max. 150 
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m fußläufiger Entfernung von einem Gebäudeeingang auf einem geeigneten Grundstück errichtet werden. Die 

Station und der Weg dorthin müssen beleuchtet sein.  

Je sechs Pedelecverleihstationsplätze mit einer Grundbelegung von 50 % und damit drei Pedelecs kann entweder 

die Pflicht zur Herstellung von maximal einem notwendigen Stellplatz oder von maximal sechs notwendigen 

Fahrradabstellplätzen entsprechend der nachfolgenden Regelungen ausgesetzt werden.  

Sofern 7,5 % der notwendigen Stellplätze weniger als einem Stellplatz entspricht, wird die Herstellungspflicht nicht 

ausgesetzt. Sofern 10 % der notwendigen Fahrradabstellplätze weniger als 6 Fahrradabstellplätze entsprechen, wird 

die Herstellungspflicht nur für die geringere Anzahl an Fahrradabstellplätzen ausgesetzt. 

 

Maßnahme 4 – Lastenpedelecverleihstation 

Die Pflicht zur Herstellung von bis zu 7,5 % der notwendigen Stellplätze oder von bis 10 % der notwendigen 

Fahrradabstellplätze für die Nutzungsart Wohnen kann durch ein Lastenpedelecverleihangebot auf dem 

Baugrundstück ausgesetzt werden.  

Es ist mit Einreichen des Bauantrages entweder ein eigenes Nutzungskonzept oder eine Vereinbarung mit einem 

Betreiber vorzulegen. In dieser Vereinbarung müssen der Aufbau, die Finanzierung und die Sicherstellung einer 

Lastenpedelecverleihstation geregelt sein. Der Lastenpedelecverleih ist mindestens über 10 Jahre sicherzustellen. 

Die Lastenpedelecs müssen gut zugänglich und sicher abschließbar sein. 

Die Pflicht zur Herstellung von bis zu 7,5 % der notwendigen Stellplätze kann durch einen entsprechenden 

Lastenpedelecverleih ausgesetzt werden. Für je zwei Lastenpedelecs wird die Pflicht zur Herstellung von je einem 

notwendigen Stellplatz ausgesetzt, sofern ein notwendiger Stellplatz nicht mehr als 7,5 % der gesamten notwendigen 

Stellplätze entspricht.  

Alternativ kann die Pflicht zur Herstellung von 10% der notwendigen Fahrradabstellplätze durch einen 

entsprechenden Lastenpedelecverleih ausgesetzt werden. Für je ein Lastenpedelec wird die Pflicht zur Herstellung 

von vier notwendigen Fahrradabstellplätzen ausgesetzt. Sofern 10 % der notwendigen Fahrradabstellplätze weniger 

als vier Fahrradabstellplätzen entsprechen, wird nur die geringere Anzahl an Fahrradabstellplätzen bei der 

Aussetzung berücksichtigt. 

Die Aussetzung der Pflicht zur Herstellung von notwendigen Stellplätzen und Fahrradabstellplätzen kann für andere 

Nutzungsarten nur über ein qualifiziertes Mobilitätskonzept ermöglicht werden (s. Anlage 5). 

Maßnahme 5 – ÖPNV-Vergünstigung in Kombination mit einer Parkraumbewirtschaftung 

Die Pflicht zur Herstellung von 20 % der notwendigen Stellplätze kann durch eine Kombination aus der der 

Bereitstellung eines regional gültigen ÖPNV-Volltickets und einer Bewirtschaftung der Stellplätze für die 

Bewohner*innen, Nutzer*innen und Mitarbeitenden ausgesetzt werden.   

Es muss dabei durch vertragliche Regelungen mit den Überlassenden (z.B. Eigentümer*in, Arbeitgeber*in, 

Hochschule) sichergestellt sein, dass für den jeweiligen Personenkreis der Preis für ein monatlich gültiges Parkticket 

auf einem notwendigen Stellplatz mindestens doppelt so hoch sein muss, wie der Eigenanteil für das ÖPNV-

Vollticket (z.B. Jobticket). Der Preis für ein Parkticket darf dabei einen marktüblichen Preis für einen gemieteten 

Stellplatz an diesem Standort nicht überschreiten.  

Dies gilt nicht für die Nutzungen nach den Nummern 5, 6, 8 und 10 nach Anlage 1 der Stellplatzsatzung. Die 

Aussetzung der Pflicht zur Herstellung von notwendigen Stellplätzen größer als 20 % kann nur über ein qualifiziertes 

Mobilitätskonzept ermöglicht werden (s. Anlage 5). 
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Die Pflicht zur Herstellung von den notwendigen Stellplätzen, die in der Anlage 1 der Stellplatzsatzung als 

„Besucher*innenanteil“ gefordert werden (Besucher*innenstellplätze), kann durch diese Maßnahme nicht ausgesetzt 

werden. 

Es ist mit Einreichen des Bauantrages eine Vereinbarung vorzulegen, in der die Regelungen zur Finanzierung und 

zum Bezug dieser Tickets für die Dauer der Aussetzung von mindestens 10 Jahren ohne Unterbrechung verbindlich 

geregelt ist. 

 

Maßnahme 6 - Regional geltendes solidarfinanziertes ÖPNV-Vollticket 

Die Pflicht zur Herstellung von 20 % der notwendigen Stellplätze kann durch das Angebot eines über alle Nutzenden 

der baulichen Anlage solidarisch finanzierten regional gültigen Volltickets (z.B. Semesterticket) für diesen 

Nutzendenkreis ausgesetzt werden. 

Dies gilt nicht für die Nutzungen nach den Nummern 5, 6 und 10 nach Anlage 1 der Stellplatzsatzung. Die 

Aussetzung der Pflicht zur Herstellung von notwendigen Stellplätzen größer als 20 % kann nur über ein qualifiziertes 

Mobilitätskonzept ermöglicht werden (s. Anlage 5). 

Die Pflicht zur Herstellung von den notwendigen Stellplätzen, die in der Anlage 1 der Stellplatzsatzung als 

„Besucher*innenanteil“ gefordert werden (Besucher*innenstellplätze), kann durch diese Maßnahme nicht ausgesetzt 

werden. 

Es ist mit Einreichen des Bauantrages eine Vereinbarung vorzulegen, in der die Regelungen zur Finanzierung und 

zum Bezug dieser Tickets für die Dauer der Aussetzung von mindestens 10 Jahren ohne Unterbrechung verbindlich 

geregelt ist. 

 

Nachweispflicht 

Bei allen Maßnahmen ist ein Nachweis über die Errichtung zu erbringen. Darüber hinaus muss jede Änderung der 

Anlagen angezeigt werden und im Abstand von einem und von fünf Jahren nach der Innutzungnahme der Anlage 

über den Zustand bzw. die Nutzung der Anlage(n) berichtet werden. Wird dieser Nachweis nicht erbracht, wird das 

Scheitern der Maßnahme vermutet.  

 
Scheitern der Maßnahme 

Bei Scheitern einzelner oder sämtlicher der Maßnahmen 1-6 sind in Verbindung mit § 6 Abs. 4 der Stellplatzsatzung 

die notwendigen Stellplätze und/oder Fahrradabstellplätze, deren Herstellungspflicht ausgesetzt war, herzustellen 

oder abzulösen. 

Ein Scheitern der Maßnahme tritt bei Einstellung oder Ausbleiben der Angebote bzw. Rückbau der Anlagen ein und 

ist der Verwaltung unverzüglich anzuzeigen.  

Bei teilweise umgesetzten Maßnahmen nach 1a und 1b werden die tatsächlich umgesetzten Maßnahmen anteilig im 

Verhältnis zur Gesamtmaßnahme im Hinblick auf die Anzahl der von der Herstellungspflicht ausgesetzten Stellplätze 

berücksichtigt. 

Bei Maßnahmen nach 2 - 6, die nicht für die Dauer von 10 Jahren vorgehalten werden, werden die tatsächlich 

umgesetzten Laufzeiten der jeweiligen Maßnahme anteilig im Verhältnis zur zehnjährigen Laufzeit im Hinblick auf die 

Anzahl der von der Herstellungspflicht ausgesetzten Stellplätze und/oder Fahrradabstellplätze berücksichtigt.  
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Sicherheitsleistung  

Für den Fall, dass nachträglich Stellplätze herzustellen oder abzulösen sind, ist von den Bauherr*innen eine 

Sicherheit in Höhe des Ablösebetrags nach dieser Satzung für jeden notwendigen Stellplatz zu leisten, dessen 

Herstellungspflicht ausgesetzt ist. Diese Sicherheit soll durch eine Bankbürgschaft erbracht werden.  
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Nr. Nutzungsart für Pkw für Fahrräder

1

1.1 Einfamilienhäuser 1 Stp. je WE 3

1.2 Zweifamilienhäuser 1 Stp. je WE 6

Mehrfamilienhäuser

nach m² Wohnfläche nach DIN 277 
(1)

 je 

Wohnung

< 25 m² 0,6 1

bis 50 m² 0,7 1

bis 65 m² 0,8 2

bis 80 m² 0,9 2

bis 95 m² 1 3

bis 110 m² 1,1 3

bis 125 m² 1,3 4

bis 155 m² 1,6 4

> 155 m² 2,1 4

Mehrfamilienhäuser mit öffentlich 

gefördertem Wohnungsbau

nach m² Wohnfläche nach DIN 277 
(1)

, je 

Wohnung

< 25 m² 0,4 1

bis 50 m² (60 m²) (2) 0,5 1

bis 65 m² (75 m²) 0,6 2

bis 80 m² (90 m²) 0,7 2

bis 95 m² (105 m²) 0,8 3

bis 110 m² (120 m²) 0,9 3

bis 125 m² 1,1 4

bis 155 m² 1,4 4

> 155 m² 1,9 4

Studierendenwohnheime mit 

entsprechender bauordnungsrechtlicher 

Nutzungsfestschreibung

nach m² Wohnfläche je Wohnung

< 25 m² 0,4 1

bis 50 m² 0,5 1

bis 65 m² 0,6 2

> 65 m²
Für alle weiteren Wohnungsgrößen gilt die Zahl der 

Stellplätze gemäß Ziffer 1.3

Für alle weiteren Wohnungsgrößen gilt die Zahl 

der Abstellplätze gemäß Ziffer 1.3

1.6 Kinder- und Jugendwohnheime 1 Stellplatz je 8 Betten, davon 10 % Besucheranteil 1 Abstpl. je 2 Betten, davon 10 % Besucheranteil

1.7

Pflegeheime, Seniorenwohnheime, 

Wohnheime für Menschen mit 

Behinderung

1 Stellplatz je 8 Betten, davon 10 % Besucheranteil
1 Abstpl. je 18 Betten, mindestens 3 Abstpl., davon 

10 % Besucheranteil

Zahl der Stellplätze bzw. Abstellplätze

Wohngebäude und Wohnheime

1.4

1.5

1.3
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Nr. Nutzungsart für Pkw für Fahrräder

Zahl der Stellplätze bzw. Abstellplätze

Wohngebäude und Wohnheime2

2.1
Büro- und Verwaltungsgebäude 

allgemein

1 Stpl. je 35 m² Nutzungsfläche, davon 10 % 

Besucheranteil

1 Abstpl. je 30 m² Nutzungsfläche, davon 10 % 

Besucheranteil

2.2

Räume mit erheblichem 

Besucher/innenverkehr (Schalter-, 

Abfertigungs- oder Beratungsräume, 

Arztpraxen o. Ä.)

1 Stpl. je 25 m² Nutzungsfläche, jedoch mind. 3 Stpl., 

davon 75 % Besucheranteil

1 Abstpl. je 20 m² Nutzungsfläche, davon 75 % 

Besucheranteil, mindestens 3 Abstpl.,

3

3.1
Verkaufsstätten bis 800 m² 

Verkaufsfläche

1 Stpl. je 40 m² Verkaufsnutzungsfläche, jedoch 

mindestens 2 Stpl., davon 75 % Besucheranteil

1 Abstpl. je 40 m² Verkaufsnutzungsfläche, davon 

75 % Besucheranteil, mindestens 2 Abstpl.

3.2
Verkaufsstätten mit mehr als 800 m² 

Verkaufsfläche

1 Stpl. je 20 m² Verkaufsnutzungsfläche, davon 75%  

Besucheranteil

1 Abstpl. je 60 m² Verkaufsnutzungsfläche, 

mindestens 20 Abstpl. davon 75 % Besucheranteil, 

3.3

Verkaufsstätten mit großen 

Ausstellungsflächen (z. B. Autohäuser, 

Möbelhäuser etc.)

1 Stpl. je 75 m² Verkaufsnutzungsfläche, davon 75% 

Besucheranteil

1 Abstpl. je 150 m² Verkaufsnutzungsfläche, davon 

75 % Besucheranteil

4 Versammlungsstätten außer Sportstätten, Kirchen

4.1 Versammlungsstätten 1 Stpl. je 8 Sitzplätze, davon 90 % Besucheranteil
1 Abstpl. je 10 Sitzplätze, davon 90 % 

Besucheranteil

4.2
Kirchen und andere Räume, die der 

Religionsausübung dienen
1 Stpl. je 20 Plätze, davon 90 % Besucheranteil 1 Abstpl. je 20 Plätze, davon 90 % Besucheranteil

5

5.1 Sportplätze
1 Stpl. je 250 m² Sportfläche, zusätzlich 1 Stpl. je 10 

Besucherplätze

1 Abstpl. je 250 m² Sportfläche, zusätzlich 1 Abstpl. 

je 10 Besucherplätze

5.2 Spiel- und Sporthallen
1 Stpl. je 50 m² Hallenfläche, zusätzlich 1 Stpl. je 10 

Besucherplätze

1 Abstpl. je 50 m² Hallenfläche, zusätzlich 1 Abstpl. 

je 15 Besucherplätze

5.3 Freibäder und Freiluftbäder 1 Stpl. je 250 m² Grundstücksfläche 1 Abstpl. je 50 m² Grundstücksfläche

5.4 Hallenbäder
1 Stpl. je 8 Kleiderablagen, zusätzlich 1 Stpl. je 10 

Besucherplätze

1 Abstpl. je 5 Kleiderablagen, zusätzlich 1 Abstpl. je 

5 Besucherplätze

5.5 Reitanlagen 1 Stpl. je 3 Pferdeeinstellplätze 1 Abstpl. je 2 Pferdeeinstellplätze

5.6 Fitnesscenter 1 Stpl. je 15 m² Sportfläche, davon 90% Besucheranteil
1 Abstpl. je 10 m² Sportfläche, davon 90% 

Besucheranteil

5.7 Tennisanlagen
1 Stpl. je Spielfeld, zusätzlich 1 Stpl. je 10 

Besucherplätze

1 Abstpl. je Spielfeld, zusätzlich 1 Abstpl. je 20 

Besucherplätze

5.8 Bootshäuser und Bootsliegeplätze 1 Stpl. je 4 Boote 1 Abstpl. je 2 Boote

6

6.1 Gaststätten 1 Stpl. je 9 m² Gastraum, davon 75 % Besucheranteil
1 Abstpl. je 6 m² Gastraum davon 90 % 

Besucheranteil

6.2
Hotels, Pensionen, Kurheime und andere 

Beherbergungsbetriebe

1 Stpl. je 4 Betten, davon 75 % Besucheranteil, für 

zugehörigen Restaurationsbetrieb Zuschlag nach Nr. 

6.1

1 Abstpl. je 8 Betten, mindestens 4 Abstpl., davon 

25 % Besucheranteil; für zugehörigen 

Restaurationsbetrieb Zuschlag nach Nr. 6.1

6.3 Tanzlokale, Diskotheken 1 Stpl. je 6 m² Gastraum, davon 90 % Besucheranteil
1 Abstpl. je 4 m² Gastraum, davon 90 % 

Besucheranteil

6.4 Jugendherbergen 1 Stpl. je 10 Betten, davon 25 % Besucheranteil 1 Abstpl. je 5 Betten, davon 25 % Besucheranteil

6.5 Sonstige Vergnügungsstätten
1 Stpl. je 23 m² Nutzungsfläche, mindestens jedoch 3 

Stpl.

1 Abstpl. je 10 m² Nutzungsfläche, mindestens 

jedoch 3 Abstpl.

7 Krankenhäuser und Kliniken

7.1
Universitätskliniken und ähnliche 

Lehrkrankenhäuser

1 Stpl. je 3 Betten, zusätzlich Stellplätze nach 2.2, 

davon 50 % Besucheranteil

1 Abstpl. je 10 Betten, zusätzlich Abstpl. nach 2.2, 

davon 20 % Besucheranteil

7.2
Krankenhäuser, Kliniken und 

Kureinrichtungen

1 Stpl. je 4 Betten, zusätzlich Stellplätze nach 2.2, 

davon 60 % Besucheranteil

1 Abstpl. je 20 Betten, zusätzlich Abstpl. nach 2.2, 

davon 20 % Besucheranteil

Gaststätten, Vergnügungsstätten und Beherbergungsbetriebe

Sportstätten

Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und Praxisräumen

Verkaufsstätten
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Nr. Nutzungsart für Pkw für Fahrräder

Zahl der Stellplätze bzw. Abstellplätze

Wohngebäude und Wohnheime8

8.1 Kindergärten, Kindertagesstätten 1 Stpl. je 15 Kinder, jedoch mindestens 2 Stpl.
1 Abstpl. je 5 Kinder, jedoch mindestens 2 Abstpl., 

davon 50 % Besucheranteil

8.2 Grundschulen 1 Stpl. je 25 Schüler 1 Abstpl. Je 2 Schüler, davon 10 % Besucheranteil

8.3
Sonstige allgemeinbildende Schulen, 

Berufsschulen, Berufs- fachschulen

1 Stpl. je 25 Schüler, zusätzlich 1 Stpl. Je 8 Schüler 

über 18 Jahre
1 Abstpl. je 2 Schüler, davon 10 % Besucheranteil

8.4 Förderschulen 1 Stpl. je 13 Schüler 1 Abstpl. je 10 Schüler, davon 10 % Besucheranteil

8.5
Fachhochschulen, Universitäten (Hörsäle. 

Seminarräume)

1 Stpl. je 20 m² Nutzungsfläche, sonstige 

Räumlichkeiten sind entsprechend ihrer Nutzungsart 

zu bewerten

1 Abstpl. je 20 m² Nutzungsfläche, , sonstige 

Räumlichkeiten sind entsprechend ihrer 

Nutzungsart zu bewerten

8.6 Sonstige Fortbildungseinrichtungen 1 Stpl. je 6 Teilnehmerplätze
1 Abstpl. je 3 Teilnehmerplätze, davon 20 % 

Besucheranteil

8.7 Jugendzentren 1 Stpl. je 150 m² Nutzungsfläche
1 Abstpl. je 10 m² Nutzungsfläche, davon 90 % 

Besucheranteil

9

9.1 Handwerks- und Industriebetriebe
1 Stpl. je 60 m² Nutzungsfläche oder je drei 

Beschäftigte(3), davon 20 % Besucheranteil

1 Abstpl. je 50 m² Nutzungsfläche oder je drei 

Beschäftigte(3), davon 10 % Besucheranteil

9.2
Lagerräume, Lagerplätze, Ausstellungs- 

und Verkaufsplätze

1 Stpl. je 90 m² Nutzungsfläche oder je drei 

Beschäftigte(3), davon 10 % Besucheranteil

1 Abstpl. je 70 m² Nutzungsfläche oder je drei 

Beschäftigte(3), davon 10 % Besucheranteil

9.3 Kraftfahrzeugwerkstätten 6 Stpl. je Wartungs- oder Reparaturstand
1 Abstpl. je 5 Wartungs- oder Reparaturstände, 

mindestens 3

9.4 Tankstellen 2 Stpl., mit Verkaufsstätte, zusätzlich Stpl. nach 3.1
1 Abstpl.; mit Verkaufsstätte zusätzlich Abstpl. 

nach 3.1

10

10.1 Kleingartenanlagen 1 Stpl. je 3 Kleingärten 
1 Abstpl. je 5 Kleingärten, davon 80 % 

Besucheranteil

10.2 Begräbnisstätten (z. B. Friedhöfe)
1 Stpl. je 1.750 m² Grundstücksfläche, jedoch 

mindestens 10 Stpl.

1 Abstpl. je 750 m² Grundstücksfläche, jedoch 

mindestens 4 Abstpl. je Eingang

10.3 Sonnenstudios
1 Stpl. je 4 Sonnenbänke, jedoch mindestens 2 Stpl., 

davon 90 % Besucheranteil

1 Abstpl. je 3 Sonnenbänke, jedoch mind. 2 Abstpl., 

davon 90 % Besucheranteil

10.4 Waschsalons
1 Stpl. je 6 Waschmaschinen, jedoch mind. 2 Stpl., 

davon 90 % Besucheranteil

1 Abstpl. je 5 Waschmaschinen, jedoch mind. 2 

Abstpl., davon 90 % Besucheranteil

10.5 Museen und Ausstellungsgebäude
1 Stpl. je 200 m² Ausstellungsfläche, davon 80 % 

Besucheranteil

1 Abstpl. je 75 m² Ausstellungsfläche, mind. 5 

Abstpl., davon 80 % Besucheranteil

(1)

(2)

(3)

Die Klammerwerte gelten für Wohnungen für Rollstuhlnutzer mit Merkmal R im Bauantrag (hier gelten zusätzlich die Vorgaben für die Größe der 

herzustellenden Stellplätze nach der Rechtsverordnung auf Grundlage des § 135 Abs. 1 Nr. 5 SBauVO NRW).

DIN 277: Grundflächen und Rauminhalte im Bauwesen (Ausgabedatum: 2021-08)

Der Stellplatzbedarf ist in der Regel nach der Nutzungsfläche zu berechnen; ergibt sich dabei ein offensichtliches Missverhältnis zum tatsächlichen 

Stellplatzbedarf, so ist die Zahl der Beschäftigten zu Grunde zu legen.

Verschiedenes

Gewerbliche Anlagen

Bildungseinrichtungen, Einrichtungen der Jugendförderung
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